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1.  Nachtragshaushaltssatzung 
der Verbandsgemeinde Landstuhl 

für das Haushaltsjahr 2025 
 
Der Verbandsgemeinderat hat am 28. August 2025 auf Grund der §§ 95 ff. 
der Gemeindeordnung Rheinland - Pfalz in der zuletzt geltenden Fassung 
folgende 1. Nachtragshaushaltssatzung beschlossen, die nach 
Genehmigung durch die Kreisverwaltung Kaiserslautern als 
Aufsichtsbehörde vom 03.09.2025 hiermit bekannt gemacht wird: 
 
 

§ 1 Ergebnis- und Finanzhaushalt 
 

Festgesetzt werden 
 
 
 gegenüber verändert  nunmehr 
 bisher um  festgesetzt 
    auf 
 € €  € 
1. im Ergebnishaushalt 
 
 der Gesamtbetrag der Erträge  29.568.840,00   29.568.840,00 
 der Gesamtbetrag der Aufwendungen  29.792.570,00    29.792.570,00 
 der Jahresfehlbetrag  223.730,00   223.730,00 
 
2. im Finanzhaushalt 
  
 der Saldo der ordentlichen Ein- und  
 Auszahlungen   2.368.520,00   2.368.520,00 
 
 die Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 306.700,00   306.700,00 
 die Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 2.538.150,00   2.538.150,00 
 der Saldo der Ein- und Auszahlungen aus  
 Investitionstätigkeit  - 2.231.450,00   - 2.231.450,00 
 
  
 der Saldo der Ein- und Auszahlungen 
 aus Finanzierungstätigkeit   - 137.070,00   -137.070,00 
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§ 2 Gesamtbetrag der vorgesehenen Kredite 
 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kredite, deren Aufnahme zur Finanzierung  
von Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen erforderlich ist,  
wird unverändert festgesetzt für 

 
zinslose Kredite  von bisher     0 €  auf                0 € 

 verzinste Kredite  von bisher 2.231.450 €  auf  2.231.450 € 
verzinste Kredite  
gem. VV Nr. 12  
zu § 93 GemO  von bisher 1.031.923 €  auf  1.031.923 € 
zusammen   von bisher 3.263.373 €  auf  3.263.373 €  

 
 

§ 3 Gesamtbetrag der vorgesehenen Ermächtigungen 
 

Der Gesamtbetrag der Ermächtigungen zum Eingehen von Verpflichtungen, die in künftigen 
Haushaltsjahren zu Auszahlungen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
(Verpflichtungsermächtigungen) führen können, wird unverändert festgesetzt auf 
2.115.000 €. 
 
Die Summe der Verpflichtungsermächtigungen, für die in den künftigen Haushaltsjahren 
voraussichtlich Investitionskredite aufgenommen werden müssen, beläuft sich unverändert 
auf 2.115.000 €. 

 
 

§ 4 Höchstbetrag der Kredite zur Liquiditätssicherung sowie der 
Verbindlichkeiten gegenüber der Einheitskasse 

 
Der Höchstbetrag der Kredite zur Liquiditätssicherung wird unverändert festgesetzt auf 
38.000.000 €. 
 
Der Höchstbetrag der Verbindlichkeiten gegenüber der Einheitskasse wird unverändert 
festgesetzt auf 9.000.000 €. 
 
 

§ 5 Kredite und Verpflichtungsermächtigungen für Sondervermögen 
 
Die Kredite und Verpflichtungsermächtigungen für Sondervermögen mit Sonderrechnungen 
werden unverändert festgesetzt auf 
 
1. Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen
  
 Sondervermögen Wasserversorgung auf   8.909.700 €       
 Sondervermögen Abwasserbeseitigung auf           11.196.900 € 
 Sondervermögen Nahwärmeversorgung auf              307.800 €         
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2. Höchstbetrag der Kredite zur Liquiditätssicherung 
 
 Sondervermögen Wasserversorgung auf   5.000.000 € 
 Sondervermögen Abwasserbeseitigung auf   5.000.000 €   
 Sondervermögen Nahwärmeversorgung auf          500.000 € 
 
3. Verpflichtungsermächtigungen  
 
 Sondervermögen Wasserversorgung auf                    18.435.000 €   
 Sondervermögen Abwasserbeseitigung auf                10.430.000 €  
 Sondervermögen Nahwärme auf               100.000 €   

 
 

§ 6 Gebühren und Beiträge 
 

Die Sätze der einmaligen Beiträge für die Wasserversorgung und die Abwasserbeseitigung 
einschließlich der Straßenoberflächenentwässerung werden durch Beschluss des 
Verbandsgemeinderates festgesetzt. Die laufenden Entgelte für die leitungsgebundenen 
Einrichtungen werden wie folgt festgesetzt: 
 
I. Wasserversorgung 
 
1. Einmalige Entgelte 
 
 
 Nettobeträge Bruttobeträge 
   
Einmaliger Beitrag pro qm gewichteter 
Grundstücksfläche (= in der Regel Fläche 
+ 20 % Vollgeschosszuschlag) 

9,21 € 9,86 € 

davon Straßenleitungen 5,22 € 5,59 € 
zentrale Anlagen 3,99 € 4,27 € 
 
 

  

 
2. Verbrauchsgebühr               2,09 €/m³ (netto) = 2,24 €/m³ (brutto) 
 
3.     Wiederkehrender Beitrag Wasser             0,08 €/m² (netto) = 0,09 €/m² (brutto) 
        Angeschlossene Grundstücke; pro qm gewichteter Grundstücksfläche sowie bei  
        Baulücken 
 
4.  In den Bruttobeträgen der unter I, 1 und festgesetzten Gebühren ist die 

Mehrwertsteuer von 7 % enthalten. 
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II. Abwasserbeseitigung 
 
        1. Einmalige Entgelte 
 
            Beitrag 
  
 Einmaliger Beitrag Schmutzwasser pro qm gewichteter  
 Grundstückfläche                  17,92 €/m²  
 davon Straßenleitungen 9,70 € 
 zentrale Anlagen 8,22 € 
  
 Einmaliger Beitrag Niederschlagswasser pro qm mit Abflussbeiwert  
 vervielfältigter Grundstücksfläche                                                  23,54 €/m² 
 
    
 (§ 30 Abs. 1 ESA)                                                      30,00 € 
 Abnahme und Genehmigung eines Kanalanschlusses 
  
 Investitionskostenanteil Entwässerung öffentlicher Straßen  
 (siehe Anlage 1 ESA i.V.m. § 3 Abs. 2 ESA)   35 % 
 
 1.  Gebühren für Schmutzwasser                                                      2,21 €/m³     
  
 2. Wiederkehrender Beitrag für Oberflächenwasser                         0,45 €/m²   
 3. Gebühr für Fäkalschlammbeseitigung je m³ angeliefertem  
      Schlamm                         3,45 €/m³ 
          
        4. Abfuhr von Fäkalschlamm pro cbm aus Kleinkläranlagen           25,00 €/m³                                     
  
 5. Der laufende Kostenanteil je m² Straßenfläche der  
    Gemeinde-/Stadtstraßen wird nach dem entstandenen  
        Aufwand jährlich neu ermittelt.  
      Die Vorausleistungen je m² Straßenfläche betragen                    0,84 €/m²      
 
 

§ 7 Umlage 
 

Gemäß § 26 Abs. 1 Landesfinanzausgleichsgesetz (LFAG) erhebt die Verbandsgemeinde 
von allen Ortsgemeinden eine Verbandsgemeindeumlage. Der Umlagesatz wird auf  
41,65 v. H. festgesetzt. 

 
§ 8 Eigenkapital 

 
Der vorläufige Stand des Eigenkapitals zum 31.12.2023 beträgt 24.861.405,05 Euro. Der 
voraussichtliche Stand des Eigenkapitals zum 31.12.2024 beträgt 24.803.465,05 Euro und 
zum 31.12.2025 24.579.735,05 Euro. 
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§ 9 Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
 
Erhebliche über- und außerplanmäßige Aufwendungen oder Auszahlungen gemäß § 100 
Abs. 1 Satz 2 GemO liegen vor, wenn im Einzelfall 50.000 Euro überschritten sind. 
 
 

§ 10 Wertgrenze für Investitionen 
 
Investitionen oberhalb der Wertgrenze von 50.000 Euro sind in der Investitionsübersicht 
einzeln darzustellen. 

 
 

§ 11 Altersteilzeit 
 

Die Möglichkeit zur Bewilligung von Altersteilzeit für Beschäftigte besteht freiwillig im 
Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten auf der Grundlage des Altersteilzeitgesetzes. 
 
 

§ 12 Leistungszahlungen 
 

Die Zahlung des Leistungsentgelts an Beschäftigte nach § 18 TVöD erfolgt in Höhe der 
tariflichen Verpflichtung. Prämien und Zulagen für besondere Leistungen an Beamtinnen 
und Beamte nach § 33 des Landesbesoldungsgesetzes sind im Haushaltsjahr 2025 nicht 
vorgesehen.  
 
 
Verbandsgemeindeverwaltung 
Landstuhl, 11.09.2025 
 
 
 
gez. Dr. Degenhardt 
Bürgermeister 
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Hinweis: 
 
Die vorstehende 1. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2025 wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht.  
 
Genehmigungspflichtige Festsetzungen im Sinne des § 95 Abs. 4 GemO sind in der 
Nachtragshaushaltssatzung nicht enthalten. 
 
Die 1. Nachtragshaushaltssatzung liegt zur Einsichtnahme von Donnerstag, 18.09.2025, bis 
einschließlich Freitag, 26.09.2025, während den Dienststunden montags bis mittwochs 8.30 
bis 12.00 Uhr, von 14.00 bis 16.00 Uhr, donnerstags durchgehend von 8.00 bis 18.00 Uhr 
und freitags von 8.30 bis 12.00 Uhr im Rathaus, Zimmer 206 öffentlich aus.  
 
Gemäß § 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung wird darauf hingewiesen, dass Satzungen, die 
unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes oder auf Grund 
dieses Gesetzes zustande gekommen sind, ein Jahr nach der Bekanntgabe als von Anfang 
an gültig zustande gekommen gelten. Dies gilt nicht, wenn 
 
a)  die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die 

Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder 
b)  vor Ablauf der in § 24 Abs. 6 Satz 1 Gemeindeordnung genannten Frist die 

Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder jemand die Verletzung der 
Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der Verbandsgemeindeverwaltung 
unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich 
geltend gemacht hat. Hat jemand eine Verletzung nach § 24 Abs. 6 Satz 2 Nr. 2 
Gemeindeordnung geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 
genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 

 
 
Verbandsgemeindeverwaltung 
Landstuhl, 11.09.2025 
 
 
 
gez. Dr. Degenhardt  
Bürgermeister 
 
 
 

7 


